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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 
 

Az:  9 BV 118/93 

 

 

 

........................................................................................., 

 

 

Kläger und Beschwerdeführer, 

 

Prozeßbevollmächtigte:  ........................................., 

 

 

 

 

g e g e n 

 

 

Land Thüringen, 

vertreten durch das Landesamt für Soziales und Familie, Abteilung 3, 

- Landesversorgungsamt -, 

Suhl, Karl-Liebknecht-Straße 4, 

 

Beklagter und Beschwerdegegner. 

 

 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. Januar 1994 durch Vorsitzenden 

Richter Dr. S c h m i t t, Richter Dr. K o c h e r und Richter D a u beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 28. April 1993 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Begründung der Nichtzulassungsbeschwerde entspricht nicht der in § 160 Abs 2 und 

§ 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) festgelegten gesetzlichen Form. Sie war 

deshalb entsprechend den §§ 169, 193 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter 

zu verwerfen (vgl BVerfG SozR 1500 § 160a Nr 30). Die Beschwerde weist zwar auf 

Zulassungsgründe hin, die in § 160 Abs 2 SGG aufgeführt sind. Es wird behauptet, das 

angegriffene Urteil beruhe auf einem Verfahrensfehler iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG. Der 

behauptete Grund ist aber nicht so dargelegt und bezeichnet, wie dies § 160a Abs 2 

Satz 3 SGG verlangt. Zulassungsgründe müssen schlüssig dargetan sein. Eine 

vorschriftsmäßig begründete Verfahrensrüge liegt nur dann vor, wenn die sie 

begründenden Tatsachen im einzelnen genau angegeben sind und in sich verständlich 

den behaupteten Verfahrensfehler ergeben (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14). 

 

Soweit der Kläger rügt, das Landessozialgericht (LSG) habe seinen Anspruch auf 

rechtliches Gehör verletzt, indem es dem mit Krankheit begründeten Vertagungsantrag 

nicht gefolgt sei (Art 103 Abs 1 Grundgesetz, §§ 62, 202 SGG iVm § 227 der 

Zivilprozeßordnung), hat er nicht dargelegt, daß auch sein Bevollmächtigter gehindert 

gewesen ist, den Termin zur mündlichen Verhandlung am 28. April 1993 vor dem LSG 

wahrzunehmen. § 62 SGG verlangt nicht, daß der Beteiligte selbst gehört wird. Es genügt, 

daß er sich durch einen Bevollmächtigten Gehör verschaffen kann. Bleibt der 

Bevollmächtigte in der mündlichen Verhandlung aus, nachdem er einen mit Krankheit des 

Beteiligten begründeten Vertagungsantrag gestellt hat, so liegt kein Vertagungsgrund vor, 

weil der Bevollmächtigte nicht sicher mit Vertagung rechnen durfte und sein Ausbleiben 

deshalb nicht unverschuldet ist. 

 

Die weiter erhobene Rüge einer Verletzung der Sachaufklärungspflicht (§ 160 Abs 2 Nr 3 

iVm § 103 SGG) könnte nur Erfolg haben, wenn zugleich dargestellt würde, warum das 

LSG dem Antrag, ein weiteres Sachverständigengutachten einzuholen, ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. Dazu genügt es nicht, auf unterschiedliche Ergebnisse der 

bereits vorliegenden ärztlichen Sachverständigengutachten hinzuweisen. Das LSG hat in 

den Entscheidungsgründen ausführlich dargestellt, weshalb es mit den übrigen 

Sachverständigen nicht dem für den Kläger günstigen Gutachten gefolgt ist und eine 

weitere Beweiserhebung nicht für erforderlich hielt. Mit diesen Gründen der angegriffenen 

Entscheidung hätte sich der Kläger auseinandersetzen müssen. Daran fehlt es in der 

Nichtzulassungsbeschwerde. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

